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Informationen zur Arbeit des Beirates für nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschutz des Landes Brandenburg und zu Erfahrungen beim kommunalen Nachhaltigkeitsmanagement 
Beitrag zur Bilanzveranstaltung der Lokalen Agenda 21 in Ludwigsfelde am 08.11.2008

Dr. Gerold Fierment

Mitglied im Nachhaltigkeitsbeirat und im Vorstand von Brandenburg 21 – Verein zur nachhaltigen Lokal- und Regionalentwicklung im Land Brandenburg e.V.
Täglich werden wir in den Medien mit einer Vielzahl von Informationen konfrontiert, die unsere Zukunft betreffen. Klimawandel, Demografischer Wandel; Abwanderung, Finanz- und Wirtschaftskrise sind Begriffe und Fakten, die auf uns einstürmen und deren Folgen wir spüren. 
Doch in jeder Krise liegen auch Chancen, haben wir gehört. Wie sind diese Chancen zu greifen, wie ist die Komplexität des Wandels zu beherrschen? 

Weitsichtige Politiker, Wissenschaftler und Vertreter der Zivilgesellschaft haben mit dem Leitbild der nachhaltigen Entwicklung eine Vision entwickelt, die ihre Lebensfähigkeit und Lebensnotwendigkeit zunehmend unter Beweis stellt. Es geht – kurz gesagt – darum, unsere Lebensbedürfnisse so zu befriedigen, dass auch künftige Generationen das tun können.
Stichworte sind die gerechte Verteilung der Ressourcen für heutige und künftige Generationen und weltweit hohe ökologische, ökonomische und sozial-kulturelle Standards – und das in den Grenzen der Tragfähigkeit der Natur. 
Hieraus folgt: Nachhaltige Entwicklung ist nicht nur Umweltpolitik, sie umfasst alle Politikbereiche, die untereinander abgestimmt im Sinne von Zukunftsfähigkeit zu entwickeln sind. Unser Denken und Handeln muss über kurzfristige Interessen und Legislaturperioden hinausgehen.
Im Land Brandenburg soll das Prinzip der Nachhaltigkeit Eingang in alle Politikfelder finden. Darauf hat sich die Regierungskoalition zu Beginn der Legislaturperiode verständigt. Wir wissen alle, dass es – salopp gesagt - beim „Eingang“ nicht bleiben kann. Nachhaltige Entwicklung (ökologisch, ökonomisch, sozial-kulturell) erfordert stetiges engagiertes Handeln und zielbewusstes Management auf allen Ebenen von Politik und Gesellschaft. 
Die wichtigste Herausforderung besteht darin, unsere nicht nachhaltigen Konsum- und Produktionsmuster und den oft nicht integrierten Ansatz bei der Politikgestaltung zu ändern.

Seit 2002 gibt es in Deutschland eine Nationale Nachhaltigkeitsstrategie der Bundesregierung. Seit Oktober liegt der Fortschrittsbericht 2008 zur Strategie vor, der eine kritische Bilanz zieht und neue, anspruchsvolle Aufgaben stellt (http:/dialog-nachhaltigkeit.de). Erstmals haben auch die kommunalen Spitzenverbände ein Kapitel des Berichtes geschrieben (S. 196 ff.), in dem sie u.a. zu den Aufgaben der Kommunen beim Klimaschutz und einer verringerten Flächeninanspruchnahme Stellung beziehen. 
Die meisten Bundesländer haben eigene Nachhaltigkeitsstrategien, die unter Federführung der Landesregierungen erarbeitet wurden. Auch Brandenburg braucht eine solche Strategie, um einen nachhaltigen, langfristigen Entwicklungspfad über die Legislaturperioden hinaus zu beschreiben. 
Auf dem Brandenburger Lokale Agenda 21- und Nachhaltigkeitstag 2008 in Potsdam begründete Prof. Dr. Manfred Stock vom Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung das mit den besonderen Herausforderungen, vor denen das Land Brandenburg steht. Beispielhaft nannte er solche Gegensätze wie Gewässerreichtum und Wassermangel, Hochwassergefahr und Sommertrockenheit. Die Nachhaltigkeitsstrategie muss auch aufzeigen, wie Brandenburg die Ziele der Minderung des klimaschädlichen CO2-Ausstoßes erreichen kann. Das Ziel, die Erderwärmung infolge des Klimawandels auf 20 C zu begrenzen, erfordert ehrgeizige Klimaschutzmaßnahmen. Errechnet wurde, dass wirksamer Klimaschutz < 1% des Bruttosozialproduktes benötigt, unterlassener Schutz jedoch Kosten von >5% erfordern würde und zudem gravierende Folgen für die Lebensbedingungen hätte.
Um im Land Brandenburg die Kompetenz von Wissenschaft, Wirtschaft und gesellschaftlichen Kräften in die Lösung dieser Aufgaben einzubinden, wurde 2007 - ähnlich wie auf Bundesebene und in einigen anderen Bundesländern - ein Beirat für nachhaltige Entwicklung und Ressourcenschutz berufen. Er ist beim Minister für ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz Dr. Dietmar Woidke angesiedelt, hat dort eine Geschäftsstelle und auch eine eigene Internetseite. Als Mitglieder hat der Minister (ich zitiere aus der Satzung) “Sachkundige aus Theorie und Praxis, die sich in besonderer Weise mit Fragen der Nachhaltigkeit und des Ressourcenschutzes befassen ….“ berufen. Die Mitgliedschaft ist ein öffentliches Ehrenamt. Den Vorsitz des Beirates hat Prof. Dr. Manfred Stock.
Der Beirat hat sich in seinem Plenum mit den Eckpunkten der Energiestrategie 2020 der Landesregierung und mit dem Maßnahmekatalog zum Klimaschutz und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels befasst und dazu Stellung bezogen. 
Es geht dabei um Fragen der Entwicklung und Förderung effizienter Energiesystem-Anlagen, etwa durch Bündelung dezentraler Stromerzeuger in virtuellen Kraftwerken oder durch Kraft-Wärmekoppelung und die Möglichkeiten und Grenzen erneuerbarer Energieträger. Weiter gehört dazu eine Bewertung der sogenannten CCS-Technologie. Mit diesem Verfahren soll das bei der Kohleverstromung entstehende Kohlendioxid abgetrennt und langfristig gespeichert werden. Dessen Machbarkeit ist bekanntlich umstritten, weniger in technischer, als in energiepolitischer und wirtschaftlicher Hinsicht und was die Dauerhaftigkeit und Sicherheit der Lösung für Mensch und Umwelt betrifft. 
Auch Fragen der Abwasserpolitik und des Wasserhaushaltes waren Gegenstand der Diskussion und von Empfehlungen an die Landesregierung.
Wo nachhaltige Politik in Brandenburg insgesamt vor allem greifen muss, zeigen die Gegenstände der Arbeitsgruppen des Beirates:
1. Nachhaltigkeitsstrategie; Vorsitz: Prof. Dr. Kreibich (Institut für Zukunftsstudien und Technologiebewertung)
2. Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel (unter Einschluss der Aspekte Wasser, Energie, Wirtschaft, Ressourcen, Tourismus und Landnutzung); 
Vorsitz: Prof. Dr. Stock (PIK)
3. Biodiversität, grüne Gentechnik, biotische Ressourcen und Landnutzung ; 
Vorsitz: Prof. Dr. Jeltsch (Universität Potsdam):

4. Infrastruktur, Verkehr, Demografie, Raumplanung und Tourismus; Vorsitz Frau Dr. Brandt (TFH Wildau) 

Die Arbeitsgruppen setzen sich aus Mitgliedern des Beirates zusammen, zum Teil wurden auch weitere Expertinnen und Experten einbezogen. 
Wie verstehen wir nun die Aufgabe, aus dem Beirat Impulse für eine nachhaltige Politik zu geben?

Ich möchte das am Beispiel der Arbeitsgruppe Nachhaltigkeitsstrategie zeigen, der ich angehöre: Um auf einem gemeinsamen Wissensstand aufbauen zu können, haben wir gemeinsam mit der Geschäftsstelle des Beirates 20 Grundsatzdokumente aus den Ressorts der Landesregierung bezüglich der Bedeutung für die nachhaltige Entwicklung analysiert. Aufgenommen wurden die dargestellten Stärken und Schwächen sowie Chancen und Risiken in den Handlungsbereichen. 
Weiter haben wir geprüft, wieweit ökonomische, ökologische und soziale Aspekte in den Dokumenten im Zusammenhang behandelt (was als eine Voraussetzung für Nachhaltigkeit gilt) und ob in den Programmen auf das Leitbild der Nachhaltigkeit ausdrücklich und in welcher Weise Bezug genommen wurde. 

Gegenwärtig sind wir dabei, uns auf dieser Basis und der Expertise der AG-Mitglieder über Vorschläge an die Landesregierung zu Schwerpunktthemen für die Strategie zu verständigen. Die Schwerpunktthemen ergeben zum einen aus der Diskussion über global drängende Probleme (z.B. Klimawandel), zum anderen aus den spezifischen Herausforderungen, vor denen das Bundesland Brandenburg steht. In den jeweiligen Handlungsbereichen sollten konkrete Ziele, Termine und Indikatoren zur Messung der Zielerfüllung zugeordnet werden. 
Als Schwerpunktthemen für die Strategie wurden in einem ersten Entwurf herausgearbeitet:
· Energie und Klimawandel

· Demographischer Wandel: Perspektiven für ländliche Räume und Siedlungsentwicklung

· Wirtschaftsstruktur und Gestaltung der Arbeitswelt in der Metropolenregion Berlin-Brandenburg

· Kulturlandschaft und Natur- und Umweltschutz

· Bildung für nachhaltige Entwicklung
Den Hauptthemen wurden Vorschläge für relevante Unterthemen bzw. Handlungsfelder zugeordnet. Die anderen Arbeitsgruppen des Beirates werden aus ihren Fachgebieten weitere Beiträge einbringen. 
Als wichtigen Teil einer Nachhaltigkeitsstrategie sehen wir die Organisation der Nachhaltigkeitsprozesse an. Auch bei der Lokalen Agenda 21 in den Kommunen hat sich ja die Prozessorganisation oft als „Flaschenhals“ herausgestellt.
Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung zum „roten Faden“ des Handelns zu machen, stellt eine Aufgabe dar, in die alle Politikbereiche und Ressorts eingebunden müssen. Dies ist in Brandenburg bisher aus unserer Sicht noch nicht ausreichend geschehen. 

Noch stärker als bisher sollte auch das Potential von Partizipation (der Beteiligung der Bürger) für Innovationen genutzt werden (Stichwort: „Innovation durch Partizipation“). 
Nach 1989 war in vielen Regionen Ostdeutschlands - so auch in Brandenburg - eine breitere Einbindung der Bevölkerung in Entscheidungsprozesse schwierig. Mittlerweile bringen sich in jedoch in vielen Bereichen Menschen – wie hier in Ludwigsfelde - ehrenamtlich in gesellschaftliche Belange ein. 
Für eine konsequente Entwicklung in Richtung Nachhaltigkeit ist es jedoch notwendig, noch breitere Bevölkerungskreise in Entscheidungs- und künftige Entwicklungsprozesse einzubeziehen und die Vorschläge, die in solchen partizipativen Abstimmungsprozessen entstehen, ernst zu nehmen. Die notwendigen Integrationsleistungen mittels ressortübergreifender Strukturen müssen von Politik und Verwaltung vor Ort, auf regionaler und auf Landesebene erbracht werden. 
Kommunalverwaltung und –politik können dieser Anforderung eher gerecht werden, wenn sie ressortübergreifend arbeiten und die Prinzipien und Ziele der Agenda 21 in der täglichen Arbeit zum Tragen bringen. 
Die Lokale Agenda 21 hat dort Erfolge gebracht, wo sie im Dialog von Verwaltung und Bürgern entwickelt, mit konkreten Projekten untersetzt und Nachhaltigkeitspolitik in der Verwaltung verankert wurde. 
Auf dem Lokale Agenda- und Nachhaltigkeitstag in Potsdam hat Stefan Kuhn, leitender Mitarbeiter von ICLEI - der Internationalen Nachhaltigkeitsinitiative von Kommunen („Local Governments for Sustainablity“) darüber gesprochen, wie Nachhaltigkeit in den Kommunen stärker zum Tagen kommen kann.

Die Lokale Agenda 21 hat zwar die Bürgerbeteiligung zurück in die Kommunalpolitik gebracht – so Kuhn – sie ist aber nicht im notwendigen Maße verbindlich für die Verwaltungen geworden. Nachhaltigkeit und Nichtnachhaltigkeit (traditionelle Wachstumspolitik) stehen nebeneinander. 
Um lokale Nachhaltigkeitsprozesse durch die Verwaltung effektiv zu gestalten, empfiehlt ICLEI ein zyklisches Nachhaltigkeitsmanagement und hat das in einem europäischen Projekt und in einem Projekt mit kleineren Kommunen in Rheinland-Pfalz erprobt (www.iclei.org/europe/projekt21). 

Gestartet wird der Zyklus mit einem Nachhaltigkeitsbericht, um Nachhaltigkeitsdefizite bei der Befriedigung der Grundbedürfnisse der Bürger zu identifizieren. Auf dieser Grundlage erfolgen die Aufstellung von Nachhaltigkeitszielen, ein Ratsbeschluss dazu und ein Nachhaltigkeitsprogramm in Verantwortung der Verwaltung. Die Formen der Teilhabe der Bürger sieht ICLEI vor allem in Information, Konsultation und Zusammenarbeit bei der Umsetzung von Projekten. 

Das Nachhaltigkeitsmanagement soll sich flexibel an den Prioritäten für mehr Nachhaltigkeit in der Kommune orientieren. Es wird im Kontext mit dem Gemeindehaushalt umgesetzt und ist korrekturfreundlich. 

Ein Beispiel: Die Stadt Ludwigsburg - 2008 ausgezeichnet mit dem deutschen Nachhaltigkeitspreis „Zeitzeichen“ - hat 2004 mit ihrem Stadtentwicklungskonzept die Weichen in Richtung nachhaltige Kommunalentwicklung gestellt. Die Ludwigsburger stellen als Erfahrungen heraus: Der Bürgermeister hat sich an die Spitze des Prozesses gestellt. Das ist Voraussetzung für das „Mitziehen“ der gesamten Verwaltung gewesen. Ein strategisch orientiertes Querschnittsreferat in der Verwaltung agiert als „Vorreiter“. In 11 Themenfeldern wurden zur Verstetigung der nachhaltigen Stadtentwicklung Leitsätze und Ziele erarbeitet. Die lokalen Akteure brachten ihre Vorschläge ein. Der Verstetigung der nachhaltigen Stadtentwicklung dienen indikatorengestützte Erfolgskontrollen. 
Der Ludwigsburger Oberbürgermeister zog als Resümee der Beteiligung seiner Stadt an dem ICLEI-Projekt: Die Kombination des Stadtentwicklungskonzeptes „Chancen für Ludwigsburg“ mit dem neuen Managementsystem war eine Riesenchance für unsere Stadt. 
Werte Anwesende, ich hoffe, Ihnen neben den Informationen über die Aktivitäten des Nachhaltigkeitsbeirates des Landes Brandenburg auch einige Anregungen zur Weiterführung des Lokalen Agenda 21 für ein nachhaltiges Ludwigsfelde gegeben zu haben und danke Ihnen für die Aufmerksamkeit
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